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 Bauhandwerkersicherheit gemäß § 650f 
BGB 

In vielen Bauvertragsverhältnissen, vor allem 
bei Handwerkern/Architekten ist mittlerweile 
wieder etwas in Vergessenheit geraten, dass 
der Gesetzgeber in § 650f BGB eine wirksame 
Regelung installiert hat, wonach der Bauschaf-
fende Sicherheit für seinen Vergütungsan-
spruch vom Bauherren verlangen kann, auch 
wenn dies im Vertrag nicht vereinbart ist. Das 
Kammergericht Berlin hat hierzu in einer Ent-
scheidung vom 05.01.2021 zur Frage einer an-
gemessenen Fristsetzung Folgendes ausge-
führt: 

Eine Frist ist dann angemessen bemessen, 
wenn sie dem Besteller die Beschaffung der Si-
cherheit ohne schuldhaftes Verzögern ermög-
licht. Im konkreten Fall hatte der Auftragnehmer 
dem Besteller am 26.03.2020 eine Frist zur Vor-
lage einer Sicherheit nach § 650f BGB bis 
07.04.2020, also 12 Kalendertage gesetzt. Der 
Auftraggeber leistet die Sicherheit nicht, der 
Auftragnehmer kündigt danach. Die Parteien 
streiten dann über Ansprüche nach erfolgter 
Kündigung. Das Kammergericht entscheidet – 
zu Recht - dass die Frist ausreichend bemes-
sen war. Maßgebliches Kriterium ist der Zeit-
raum, den der Besteller braucht, um eine solche 
Sicherheit zu beauftragen und sie dem Unter-
nehmer zur Verfügung zu stellen. Das ist auch 
nach der Vorstellung des Gesetzgebers in 7 bis 
10 Tagen möglich. Zu berücksichtigen ist auch, 
dass, soweit es sich um einen professionellen 
Bauschaffenden beim Besteller handelt, dieser 
regelmäßig mit Kreditinstituten auch zu Bürg-
schaftsfragen in Geschäftsbeziehung steht. 

Der Besteller hat im konkreten Fall die Frist als 
unzulässig kurz zurückgewiesen, da die Oster-
feiertage bevorstanden und die Corona-Pande-
mie begonnen hatte. Diesen Einwand hat das 
Kammergericht nicht berücksichtigt, da pau-
schale Verweise auf Feiertage/die Corona-Situ-
ation nicht geeignet seien, eine Fristverlänge-
rung zu begründen, wenn nicht zugleich darge-
legt wird, welche konkreten Auswirkungen die 
Corona-Situation auf die Bürgin und die Frage, 
wie schnell sie eine Sicherheit zur Verfügung 
stellen kann, hat. 

Wenn eine solches Sicherheitsverlangen vom 
Bauherrn ignoriert wird/nicht fristgerecht erfüllt 
wird, läuft er erhebliche Gefahr, dass der Unter-
nehmer berechtigterweise kündigt, mit der 
Folge, dass er dann volle Vergütung abzüglich 
ersparter Aufwendungen verlangen kann. 

Unternehmer müssen darauf achten, eine an-
gemessene Frist zu setzen. Kündigen sie vor 
Ablauf der angemessenen Frist, begehen sie 
eine schwere Pflichtwidrigkeit, was wiederum 
dem Auftraggeber ein Kündigungsrecht ver-
schafft. 

Kammergericht, Beschluss vom 05.01.2021 - 
27 W 1054/20 

 

 Teilungsversteigerung des Familienheims 
(auch) vor rechtskräftiger Scheidung 

Verfügen Ehegatten für eigene Wohnzwecke 
über Immobilieneigentum besteht regelmäßig 
nach Grundbuchlage Miteigentum. Kann nach 
der dauerhaften Trennung keine Einigung hin-
sichtlich des Miteigentums an der Immobilie ge-
funden werden, verbleibt zur Auflösung letztlich 
nur ein Antrag auf Teilungsversteigerung 
(Zwangsvollstreckung zur Aufhebung der Mitei-
gentumsgemeinschaft). Durch das OLG Ham-
burg (FamRZ 2017, 1829) war insoweit ein ge-
nereller Ausschluss des Antrags auf Teilungs-
versteigerung vor Rechtskraft der Eheschei-
dung angenommen worden, mit der Begrün-
dung vorrangig seien Regelungen aufgrund der 
gemeinsamen Nutzung zu Wohnzwecken, als 
Ehewohnung, und insoweit speziell zur Nut-
zung bestehender gesetzlicher Regelungen (§ 
1361b BGB). 

Über einen entsprechenden Sachverhalt hatte 
das OLG Stuttgart mit Beschluss vom 
29.10.2020 - 15 UF 194/20 zu entscheiden. 
Nach dem Sachverhalt war zum Zeitpunkt der 
Entscheidung ein Verfahren wegen Eheschei-
dung seit drei Jahren anhängig. Der Ehemann 
lebte nicht mehr in der gemeinsamen Immobilie, 
dort wohnte die getrennt lebende Ehefrau mit 
einem gemeinsamen minderjährigen Kind, 9 
Jahre alt. Das OLG Stuttgart hat einen generel-
len Ausschluss des Antrags auf Teilungsver-
steigerung vor rechtskräftiger Scheidung ver-
neint, vielmehr auf eine notwendige Interessen-
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abwägung, entsprechend einem Antrag auf Zu-
weisung der Nutzung der Ehewohnung, zur 
Vermeidung einer „unbilligen Härte" im Sinne 
des § 1361 Abs. 1 S. 1 BGB verwiesen. Dabei 
wurde weiter ausgeführt, dass eine unbillige 
Härte nicht voraussetzt, dass Gefahr für Leib 
und Leben besteht, jedoch auch bloße „Unan-
nehmlichkeiten oder Unbequemlichkeiten" 
ebenfalls nicht genügen. Weiter wurde ausge-
führt, dass sich auch aus der Beeinträchtigung 
eines gemeinsamen minderjährigen Kindes die 
Grundlage für die Zuweisung zur alleinigen Nut-
zung in Bezug auf die Ehewohnung ergeben 
könne. 

Im konkreten Fall wurde das Vorliegen entspre-
chender Gründe für eine Wohnungszuweisung 
nicht bestätigt, damit der Antrag auf Durchfüh-
rung eines Teilungsversteigerungsverfahrens 
zugelassen. 

OLG Stuttgart vom 29.10.2020 - 15 UF 194/20 

 

 Gefährliche kurze Verjährungsfrist im Miet-
recht! 

Das Mietrecht enthält für Vermieter und Mieter 
eine außerordentlich gefährliche kurze Verjäh-
rungsfrist. Gemäß § 548 Abs. 1 BGB verjähren 
Ersatzansprüche des Vermieters wegen Verän-
derungen oder Verschlechterungen der Mietsa-
che in sechs Monaten, wobei die Verjährung mit 
dem Zeitpunkt beginnt, in dem er die Mietsache 
zurückerhält. In welchem Zustand die Mietsa-
che ist, spielt für den Lauf der Verjährungsfrist 
im Regelfall keine Rolle. Ansprüche des Mieters 
auf Ersatz von Aufwendungen oder auf Gestat-
tung der Wegnahme einer Einrichtung verjäh-
ren in sechs Monaten nach der Beendigung des 
Mietverhältnisses. 

Mit Urteil vom 31.03.2021 - XII ZR 42/20 - be-
schäftigte sich der Bundesgerichtshof mit der 
kurzen Verjährungsfrist für den Vermieter nach 
§ 548 Abs. 1 BGB. Mietgegenstand war der 
Teilbereich einer Halle zum Betrieb einer stahl-
verarbeitenden Werkstatt nebst Lager. Mit Er-
gänzungsvertrag vom 01.01.2006 vermietete 
der Vermieter weitere 70 m² in der Halle zu ei-
nem monatlichen Nettobetrag von Euro 100,00 
zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer an den 
Mieter. In dem Vertrag heißt es: 

Der Mieter verpflichtet sich als Gegenleistung 
folgende Wertverbesserung in dem angemiete-
ten Objekt vorzunehmen: 

•  Isolierung und fehlende Wandverkleidung 
an der hintersten Giebelseite auf eigene 
Kosten vornehmen. Wertverbesserung ca. 
6.000 Euro 

•  Ausgleich und Versiegelung des Betonfuß-
bodens in der Halle und im Werkraum. 
Wertverbesserung ca. 2.000,00-2.500,00 
Euro. 

Die Arbeiten waren nach der Vorstellung des 
Mieters erforderlich, um eine immissionsrechtli-
che Genehmigung für die Herstellung von 
Kunststoffprodukten zu erlangen. Im Januar 
2009 schlossen die Parteien einen neuen Miet-
vertrag über das bisherige Mietobjekt, in dem 
ebenfalls die Verpflichtung des Mieters zur 
"Versiegelung des Hallenbodens und Isolierung 
des rückwärtigen Teilbereichs Raumabteilung 
der Halle gemäß ehemaliger Zusatzvereinba-
rung vom 01.01.2006" auf Kosten des Mieters 
vereinbart war. In der Folgezeit nahm der Mieter 
Abstand von seinen Kunststoffverarbeitungs-
plänen und führte auch die vereinbarten Um-
bauarbeiten nicht durch. Nach Beendigung des 
Mietverhältnisses zum 30.11.2017 und Räu-
mung der Mietsache zum 15.02.2018 verlangt 
der Vermieter unter anderem Schadensersatz 
in Höhe der Herstellungskosten für die Wand-
verkleidung an der Giebelseite sowie für die Bo-
denversiegelung, insgesamt Euro 21.596,68. 

Das Landgericht und das Oberlandesgericht 
haben die Klage wegen Verjährung abgewie-
sen und dies damit begründet, einschlägig sei 
die dreijährige Verjährungsfrist des § 195 BGB. 
Diese Frist habe in den Jahren 2006 und 2009 
jeweils begonnen, da die Umbauverpflichtung 
des Mieters mit ihrer Begründung und Erneue-
rung jeweils sofort fällig wurde. Deshalb habe 
die dreijährige Verjährungsfrist am 31.12.2012 
geendet. Die Verjährungsregel des § 548 BGB 
sei nicht einschlägig, da es sich nicht um Er-
satzansprüche des Vermieters wegen Verände-
rungen oder Verschlechterungen der Mietsache 
handele, sondern um eine als Hauptleistungs-
pflicht übernommene Umbauverpflichtung des 
Mieters. 

Der Bundesgerichtshof teilt diese Rechtsauffas-
sung nicht. Zwar war die Umbauverpflichtung 
des Mieters mit deren Begründung sofort fällig 
(§ 271 Abs. 1 BGB). Daraus folgt aber nichts für 
die Verjährung der Ansprüche des Vermieters 
auf Rückgabe der Mietsache im vertraglich ver-
einbarten Zustand. Soweit die übernommene 
Umbauverpflichtung, unter Berücksichtigung 
der nachfolgend zu erwartenden Abnutzung, 
den bei der Rückgabe geschuldeten Zustand 
der Mietsache vertraglich festlegt, verjähren die 
Ersatzansprüche des Vermieters wegen eines 
davon abweichenden Zustands in sechs Mona-
ten ab dem Zeitpunkt, in dem er die Mietsache 
zurückerhält (§ 548 Abs. 1 BGB). Der Anwen-
dungsbereich des § 548 Abs. 1 BGB ist weit 
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auszulegen. Der Begriff der Verschlechterung 
im Sinne des § 548 Abs. 1 BGB setzt nicht vo-
raus, dass der Zustand der Mietsache im Ver-
gleich zum Beginn des Mietverhältnisses 
schlechter geworden ist. Gleichzustellen sind 
vielmehr Forderungen, die sich daraus erge-
ben, dass die Mietsache in dem Zeitpunkt, in 
dem sie der Vermieter zurückerhält, in einer für 
ihn nachteiligen Weise von dem Zustand ab-
weicht, den sie nach dem Vertrag bei Rückgabe 
haben soll (vgl. BGHZ 86, 71, 77 f.). Auch für 
solche Fälle bezweckt § 548 BGB eine zeitlich 
klar umgrenzte Abwicklung der beiderseitigen 
Ansprüche nach Beendigung des Mietvertrags. 
Danach kommt es bei einer vom Mieter über-
nommenen Verpflichtung zur Umgestaltung der 
Mietsache darauf an, ob sie sich auf den Zu-
stand des Mietobjekts bei dessen Rückgabe be-
zieht. In diesem Fall hat die Nichterfüllung oder 
nicht vollständige Erfüllung dieses Anspruchs 
eine Verschlechterung der Mietsache im Sinne 
des § 548 Abs. 1 BGB zur Folge (BGHZ 86, 
71,77 f.). § 548 Abs. 1 BGB erfasst sämtliche 
Schadensersatzansprüche des Vermieters, die 
ihren Grund darin haben, dass der Mieter die 
Mietsache als solche zwar zurückgegeben hat, 
diese sich aber nicht in dem bei der Rückgabe 
vertraglich geschuldeten Zustand befindet 
(BGH NJW 2014, 920 Rn. 16 m.w.N.). Weil die 
Klage am 11.08.2018 und somit noch innerhalb 
von sechs Monaten nach Rückerhalt der Miet-
sache erhoben worden ist, steht die Verjäh-
rungseinrede dem geltend gemachten Ersatz-
anspruch nicht entgegen. 

Zur Höhe des Schadensersatzanspruchs hat 
der Bundesgerichtshof ebenfalls eine relevante 
Streitfrage entschieden. Er führt nämlich aus, 
dass Ansprüche auf Schadensersatz statt der 
Leistung ohne weiteres auch fiktiv abgerechnet 
werden können (so etwa auch BGH NJW 2014, 
1444 Rn. 31 und BGH NZM 2018, 717 Rn. 16 
ff.). Soweit der VII. Zivilsenat in einer Bausache 
entschieden hat, dass eine fiktive Schadensbe-
messung von Mängelbeseitigungskosten außer 
Betracht bleibt (BGH NJW 2018, 1463; BGH 
NJW 2021, 53), beruhe dies auf Besonderhei-
ten des Werkvertragsrechts, insbesondere dem 
Vorschussanspruch aus § 537 Abs. 3 BGB, die 
bei den Ersatzansprüchen des Vermieters we-
gen Veränderungen oder Verschlechterungen 
der Mietsache keine Parallele finden (vgl. auch 
BGH, Urteil vom 12.03.2021 - V ZR 33/90). 

BGH, Urteil vom 31.03.2021 - XII ZR 42/20 

 

 

 

 Neues vom „Handy-Verbot", § 23 Abs. 1a 
StVO 

Das OLG Koblenz hatte mit einem Beschluss 
vom 21.12.2020 - 2 OWi 6 SsRs 374/20 (zfs 
2021, 290, 291) über einen Zulassungsantrag 
zur Rechtsbeschwerde zu entscheiden. Sach-
verhalt war, dass der Betroffene durch das 
Amtsgericht zu einer Geldbuße von EUR 
160,00 verurteilt wurde, diese wegen „Handy-
Verstoß“ gemäß § 23 Abs. 1a StVO. Demnach 
wird mit Bußgeld geahndet, soweit ein Fahr-
zeugführer ein Gerät aufnimmt, welches der 
Kommunikation, Information oder Unterhaltung 
dient, was regelmäßig auf die Nutzung eines 
Mobiltelefons bezogen wird, jedoch viel weitrei-
chender ist. Im konkreten Fall wurde festge-
stellt, dass der Autofahrer während der Fahrt 
eine so genannte Powerbank in der Hand hielt, 
neben dem Lenkrad, und über den Touch-
screen wischte, über welchen der Ladezustand 
angezeigt wird. 

Zwar wurde durch das OLG Koblenz ausge-
führt, dass eine Powerbank nicht als techni-
sches Gerät der Kommunikation, Information 
und Unterhaltung angesehen wird, vielmehr le-
diglich der Energieversorgung für ein solches 
Geräte dient, das Verhalten deshalb nicht auf 
dieser Grundlage tatbestandsmäßig ist. Durch 
§ 23 Abs. 1a S. 2 StVO wird jedoch auch die 
Benutzung eines Touchscreen (Berührungs-
bildschirm) als tatbestandsmäßig normiert. Auf 
dieser Grundlage wurde die erstinstanzliche 
Verurteilung zur Geldbuße bestätigt, die 
Rechtsbeschwerde nicht zugelassen. Die Ent-
scheidung zeigt, wie weitreichend der Tatbe-
stand, gemeinhin als „Handy-Verbot" bezeich-
net, tatsächlich ist. 

OLG Koblenz, Beschluss vom 21.12.2020 - 2 
OWi 6 SsRs 374/20   
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 Neues zur Mieterhöhung nach Modernisie-
rung 

Wenn untrennbare Modernisierungsmaßnah-
men durchgeführt werden, kann der Vermieter 
mehrere Mieterhöhungen bezüglich jeweils ab-
geschlossener Maßnahmen erklären, entschied 
der Bundesgerichtshof am 28.04.2021. Der 
Vermieter hat im Jahr 2017 dem Mieter ver-
schiedene Arbeiten zum Zwecke der Moderni-
sierung des Mietobjektes angekündigt. Neben 
verschiedenen weiteren Maßnahmen sollten 
erstmalig eine Balkonanlage angebaut und 
Wohnungseingangstüren mit verbessertem 
Schall-, Wärme-, Brand- und Einbruchschutz 
eingebaut werden. Die voraussichtliche Dauer 
der Arbeiten wurde mit 25 Wochen angegeben 
und die voraussichtliche Mieterhöhung mit Eur 
235,00 pro Monat. Im Juni 2018 erklärte der 
Vermieter sodann nach zwischenzeitlich zahl-
reich durchgeführten Modernisierungsmaßnah-
men die Erhöhung der monatlichen Grundmiete 
ab dem 01.09.2018 um Eur 232,07. Zu diesem 
Zeitpunkt waren die Wohnungseingangstüren 
aber noch nicht erneuert. Der Einbau dieser Tü-
ren erfolgte erst im November 2018. Kosten 
hierfür wurden der Berechnung der Mieterhö-
hung aber nicht zugrunde gelegt. Die Mieter 
sind der Ansicht, dass die Mieterhöhungserklä-
rung unwirksam ist, da zum Zeitpunkt ihres Zu-
gangs die Wohnungseingangstüren noch nicht 
eingebaut gewesen sind und daher die Moder-
nisierungsmaßnahmen nicht abgeschlossen 
waren. 

Der Bundesgerichtshof folgt dieser Ansicht 
nicht. Denn die Mieterhöhungserklärung vom 
Juni 2018 war wirksam. Der fehlende Abschluss 
der Modernisierungsmaßnahmen steht einer 
Mieterhöhung nach § 559 Abs. 1 BGB nicht ent-
gegen, da der noch ausstehende Einbau der 
Wohnungseingangstüren von den bereits aus-
geführten Maßnahmen trennbar ist. Da der Mie-
ter auch vor Beendigung sämtlicher Maßnah-
men von den bereits abgeschlossenen Bau-
maßnahmen profitiert, ist es nicht unangemes-
sen, ihn im Rahmen der durch die §§ 559 ff. 
BGB eingeräumten Möglichkeiten an den hier-
für erforderlichen Kosten zu beteiligen, so der 
Bundesgerichtshof. Der Bundesgerichtshof hat 
auch die Auffassung des Berufungsgerichtes 
nicht beanstandet, dass der noch ausstehende 
Einbau neuer Wohnungseingangstüren im Juni 

2018 von den übrigen Baumaßnahmen tatsäch-
lich trennbar ist. Dagegen spricht auch nicht die 
Ankündigung sämtlicher Modernisierungsmaß-
nahmen in einem einheitlichen Schreiben. Die 
Ankündigung ist bereits für die Mieterhöhung 
nicht konstitutiv. Der Bundesgerichtshof hat da-
her bestätigt, dass der Mieter zur Mietzahlung 
aufgrund der Mieterhöhungserklärung vom Juni 
2018 verpflichtet gewesen ist. Wenn sich Mo-
dernisierungsmaßnahmen zeitlich in die Länge 
ziehen, kann vom Vermieter geprüft werden, ob 
bereits abgeschlossene Maßnahmen trennbar 
sind, um bereits vor Abschluss der Gesamt-
maßnahme die Miete zu erhöhen. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 28.04.2021 - VIII 
ZR 5/20 

 

 

 

 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/

